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Schriftliche Erklärung zur Notwendigkeit der Verhinderung ethnopolitischer Konflikte 
in Europa

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 123 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass zur Realität des heutigen Europas ethnopolitische Konflikte 
gehören, die auf tatsächlichen oder künstlich ausgelösten Streitigkeiten zwischen 
sogenannten Staatsvölkern und nationalen Minderheiten in verschiedenen Ländern 
beruhen, 

B. in der Erwägung, dass diese Konflikte, die gewöhnlich mit Forderungen bestimmter 
nationaler Minderheiten nach einer rechtlichen Verankerung ihrer kollektiven Sonderrechte 
zusammenhängen, nicht nur die bestehende Ordnung in Europa, sondern auch den 
europäischen Integrationsprozess gefährden können, 

C. in der Erwägung, dass der Schutz nationaler Minderheiten ausschließlich auf der 
Grundlage der Gleichheit der einzelnen Bürger erfolgen kann sowie unter Beachtung von 
deren Grundrechten und -freiheiten, nicht jedoch durch die Gewährung kollektiver 
Sonderrechte für Minderheiten oder durch ethnische Trennung, 

D. in der Erwägung, dass das Problem ethnopolitischer Konflikte und des Schutzes von 
Minderheiten in Europa nicht auf dem Fehlen von Rechtsinstrumenten, sondern auf deren 
inkonsequenter Anwendung und auf dem politischen Willen der Regierungen bestimmter 
Mitgliedstaaten beruht, 

1. äußert sich besorgt angesichts der bestehenden ethnopolitischen Konflikte in Europa, die 
die gutnachbarschaftlichen Beziehungen und den Integrationsprozess beeinträchtigen;

2. fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten auf, den Schutz nationaler Minderheiten auf 
der Grundlage bestehender völkerrechtlicher Normen – und damit auf der Grundlage der 
Gleichheit der einzelnen Bürger – konsequent zu gewährleisten und davon abzulassen, 
Minderheitenpolitiken zu unterstützen, die zu Konflikten mit anderen Minderheiten oder 
Völkern führt;

3. beauftragt seinen Präsidenten, diese Erklärung mit den Namen der Unterzeichner der 
Kommission, dem Rat sowie den Regierungen der Mitgliedstaaten zu übermitteln.


